
  

 

Interpellation Nr. 77 (September 2012) 
betreffend Benachteiligung von Basler Firmen bei der Vergabe von Bundesaufträgen 

12.5224.01 
 

In den Medien ist eine Diskussion entstanden über eine offensichtlich nicht korrekte Vergabe von 
Bundesaufträgen (vgl. u.a. Sonntagszeitung vom 5.8.2012, S.6). So wurden viele Aufträge freihändig vergeben, 
d.h. nicht zuvor ausgeschrieben, obwohl dies vorgeschrieben gewesen wäre. Auf der lnternetplattform des 
Bundes (Simap-Datenbank) erscheinen offensichtlich nicht alle Vergaben des Bundes, obwohl auch dies Pflicht 
wäre (Art. 28 VÖB). Aus den vorhandenen Angaben über Bundesaufträge ergibt sich schliesslich, dass ein 
grosses regionales Ungleichgewicht besteht: Der Kanton Bern nimmt die Stellung eines "Hoflieferanten" ein, 
während Zürich und die ganze Romandie bereits erheblich weniger berücksichtigt werden, schliesslich der 
Kanton Basel-Stadt gar krass untervertreten ist. 

Das Nichteinhalten der gesetzlichen Vorschritten kann geringere Qualität, zu teure Vergaben und damit 
Verschleuderung von Steuergeldern bedeuten. Schliesslich führt die regelmässige Vergabe an gute "Bekannte" 
zu einem Mangel an Innovation und hat den Geruch von "Vetternwirtschaft". 

Gründe für das offensichtlich krasse, nicht gesetzeskonforme Vorgehen der Bundesstellen liegen möglicherweise 
in der Bequemlichkeit der zuständigen Personen, in persönlichen Beziehungen, in der räumlichen Nähe zur 
Bundesverwaltung, teilweise auch - im Fall der Rornandie - in der Sprachbarriere. All dies sind keine Gründe, die 
vom Gesetzgeber klar vorgegebenen Richtlinien für Vergaben nicht einzuhalten. Bedauerlich ist auch, dass sich 
Firmen möglicherweise zu wenig wehren, da dies mit Kosten verbunden ist, häufig lediglich ein Feststellungsurteil 
betreffend illegale Vergabe resultiert, und schliesslich viele Firmen befürchten, sich bei den Vergabebehörden 
definitiv unbeliebt zu machen. 

Aufgrund der obigen kurzen Ausführungen bitte ich die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Trifft es zu, dass der Kanton Basel-Stadt - bezogen auf die kantonale Wirtschaftsleistung - fünfmal weniger 
Bundesaufträge erhält als Bern, und dass damit unser Kanton 53% unter dem schweizerischen 
Durchschnitt liegt und hat sich die Regierung schon mal damit beschäftigt? 

2. Hat die Regierung Kenntnis von Basler Firmen, welche interessiert sind an Bundesaufträgen und sich 
eventuell kaum mehr darum bewerben, bzw. welche sich bewarben, aber trotz guter Gründe die Absage 
nicht angefochten haben? 

3. Was gedenkt die Regierung zu unternehmen, damit Basler Firmen in den Bundes-Vergabeverfahren 
entsprechend ihren Angeboten und Leistungen korrekt zum Zug kommen? 
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